
 1

 
Stadt Schwentinental 
Die Bürgermeisterin  

 
 
 
 
Beratungsart: x öffentlich  nicht öffentlich 

 
 

Beschlussvorlage Nr.: 130/2013 Datum:  19.08.2013 
 
 
Beratungsfolge: 
Nr. - Stadtvertretung/ Fachausschuss  Sitzungstag 
1  Ausschuss für Jugend, Sport und Soziales  
2  Ausschuss für Schule, Kultur, Paten- und Partner schaften  
3  Ausschuss für Umwelt, Verkehr, öff. Sicherheit u . Kleingartenwesen  
4  Ausschuss für Bauwesen  
5 x Ausschuss für Stadtentwicklung, Wirtschaft und Fina nzen 26.08.2013 
6 x Hauptausschuss 02.09.2013 
7 x Stadtvertretung 05.09.2013 

 
 
Schluss- und Mitzeichnungen: 
 
 
gez. Leyk 
 
 

  

Bürgermeisterin Amtsleiter/in Sachbearbeiter/in 
 
 
 
1. TOP: a) B-Plan Bahnhof – Vergabe von Planungs – und    

  Vermessungsleistungen, Beauftragung Prüfung Umwel t- und  
  Artenschutzbelange 

b) Aufstellungsbeschluss zur 1. Änderung des B-Plan es Nr. 42 
„Bahnhofstrasse“ 

  
 Anlagen: 4 
 
 
2.    Sachverhalt und Problemdarstellung: 
 
 Die Stadtvertretung hat am 17.06.2013 gegen das Votum der Verwaltung 

beschlossen, zwecks 
- Erhalt der öffentlichen Parkplätze 
- Erhalt des Bahnhofsgebäudes in seinen Grundzügen 
- geordnete städtebauliche Entwicklung des Areals  
den Aufstellungsbeschluss für einen B-Plan und einen Beschluss über eine 
Veränderungssperre zu fassen. Die Verwaltung hat –  dem Beschluss folgend – 
am 18. Juni 2013 das Büro B2K, Herrn Kühle, mit einer Kostenermittlung 
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beauftragt und gebeten,  in der Folge auch bei der inhaltlichen Vorbereitung der 
Beschlüsse zu unterstützen.  
Über diesen Sachstand wurde in der nächsten Sitzung des Bauausschusses und 
des Stadtentwicklungsausschusses berichtet.  
 
 
Beigefügt erhalten Sie nun als Anlage 1 und 2 die Honorarermittlung des Büros 
B2K vom 08.08.2013 mit einem Bruttohonorar von 21.755,54 Euro.  
 
Für die notwendigen Prüfungen von Umwelt- und Artenschutzbelangen liegt ein 
Angebot des Büros Matthiesen und Schlegel vom 01.07.2013 über ein Honorar 
von 2.367,80 Euro brutto vor.  
 

 Da für den Bereich keine Vermessungsunterlagen vorliegen, die nicht älter als 2 
Jahre sind, ist eine Vermessung zwingend durchzuführen. Das Büro B2K hat 
hierzu 3 Angebote eingeholt. Günstigster Bieter ist Herr Dipl.-Ing. Carsten de 
Vries mit einem Angebot in Höhe von 1.814.75 Euro brutto. 

 
 Der Beschlussvorlage beigefügt ist außerdem der verwaltungsseitig angepasste 

Entwurf des Aufstellungsbeschlusses, über den im Hauptausschuss und in der 
Stadtvertretung beschlossen werden soll. Nach erster Prüfung sind die dort 
genannten Planungsziele noch nicht ausreichend für den rechtssicheren 
Beschluss einer Veränderungssperre. Daher empfiehlt die Verwaltung, auf 
diesen Punkt zum jetzigen Zeitpunkt zu verzichten. 

 
 Anlagen:-     Honorarermittlung Büro B2K 

- Übersicht der Honorarangebote Vermessung 
- Angebot Prüfung Umwelt- und Artenschutzbelange 
- Darstellung des Geltungsbereiches für die 1. Änderung des B-

Planes Nr. 42 „Bahnhofstrasse“ 
 
 
3.    Lösungsvorschlag: 
 
  Die Verwaltung empfiehlt,  

- das Büro B2K mit den Planungsleistungen für den B-Plan Bahnhof 
zu beauftragen, 

- das Büro Matthiesen und Schlegel mit der Prüfung der Umwelt- und 
Artenschutzbelange zu beauftragen, 

-  Herrn Dipl.-Ing. Carsten de Vries mit den  Vermessungsleistungen 
-  für den B-Plan Bahnhof zu beauftragen. 
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4. Haushaltsrechtliche Auswirkungen: 
 
 Die Kosten belaufen sich auf 25.938,09 Euro. Davon sind im Rahmen des 2. 

Nachtragshaushaltes 20.000,00 Euro für das laufende Haushaltsjahr zusätzlich 
einzustellen. 

 
 
5. Beschluss: 
I. Ausschuss für Stadtentwicklung, Wirtschaft und F inanzen 
 Hauptausschuss 
 Stadtvertretung 
 
1. Das Büro B2K soll mit den Planungsleistungen für die Aufstellung des B-Planes 
Bahnhof beauftragt werden. Die Verwaltung wird beauftragt, mit dem Büro B2K 
einen Planungsvertrag auf Basis des Honorarangebotes vom 08.08.2013 
abzuschließen.  
 
2. Das Büro Matthiesen und Schlegel soll mit der Prüfung der Umwelt- und 
Artenschutzbelange auf Basis des Angebotes vom 01.07.2013 beauftragt werden.   
 
3. Herr Dipl. Ing. Carsten de Vries soll auf Basis des Angebotes vom 28.06.2013 mit 
den Vermessungsleistungen für den B-Plan Bahnhof zu einem Honorar in Höhe von 
1.814,75  Euro beauftragt werden. 
 
II. Hauptausschuss 
 Stadtvertretung 
  
 
Es wird folgender Aufstellungsbeschluss gefasst: 
 

Für den B-Plan 42 "Bahnhofstrasse"  wird eine  1. Änderung und Erweiterung  
aufgestellt. 

Das Gebiet wird wie folgt beschrieben: 

südlich des "Kaffeebohnenstieg", östlich der "Bahnhofstraße" sowie südwestlich der 
"Preetzer Chaussee" im Bereich des "Bahnhof Raisdorf" der Stadt Schwentinental. 
Der Plan soll unter Anderem folgende positive Ziele verwirklichen:  

-  Erhalt der öffentlichen Parkplätze als ortszentrumsnahe 
Parkplatzanlage, die auch weiterhin auch als Park- und Rideangebot 
dienen soll 

-  Erhalt des Bahnhofsgebäudes in seinen Grundzügen (Art und Maß der 
baulichen Nutzung sowie in seiner äußeren Gestaltung) 
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- Erhaltung der wesentlichen Nutzungen innerhalb des 
Geltungsbereiches (Wohn- und Dienstleistungsangebote) 

- Erhaltung der wertvollen Grünstrukturen bzw. Eingrünungselemente 

- Fortentwicklung des Nutzungsangebotes im ehemaligen 
Bahnhofsgebäude zur Steigerung der Attraktivität des Gebietes  

-  Geordnete städtebauliche Entwicklung des Areals unter Beachtung der 
 v.g. Punkte  

1. Das Verfahren zur 1. Änderung des B -Planes Nr. 42 wird nach den Vorschriften 
des § 13 a BauGB durchgeführt. 

2. Eine Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB wird nicht durchgeführt. Es werden 
allerdings die Umwelt  und Artenschutzbelange in die Planunterlagen (Begründung) 
eingestellt. 

3. Der Aufstellungsbeschluss ist gem. § 2 Abs. 1 BauGB ortsüblich bekannt zu 
machen. 

4. Mit der Aufstellung der 1. Änderung des B- Planes Nr. 42  wird die frühzeitige 
Öffentlichkeitsbeteiligung gem. § 3 Abs. 1 BauGB durchgeführt. 

5. Die frühzeitige Unterrichtung der Behörden und sonstigen Träger der öffentlichen 
Belange gemäß § 4 Abs. 1 BauGB soll schriftlich erfolgen. 

6. Die frühzeitige Unterrichtung der Öffentlichkeit mit der Erörterung über die 
allgemeinen Ziele und Zwecke der Planung nach § 3 Abs. 1 BauGB wird durch eine 
zweiwöchige Auslegung durchgeführt 

7.  Der Geltungsbereich ist der Anlage zu entnehmen. 

 
 
Abstimmung: 
Dafür: Dagegen: Enthaltungen: Kenntnis genommen: Vertagung: Keine Abstimmung: 

      
 














